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An APPLE a day
keeps the POVERTY away.

Steuersatz: 0,005 Prozent – oder:
Staatsfete wegen Staatsknete

Zur ersten großen Jubelparty hatte die irische Regierung
selbst aufgerufen. Kurzerhand wurden die Öffentlich-
keit in die  Parlaments – und Regierungsgebäude Dub-
lins eingeladen, Sekt und Kuchen gab es – und viele, vie-
le kamen . Man hatte sich diese richtige Volksnähe wohl
bei den gerade stattgefundenen offenen Publikumsta-
gen im befreundeten Berlin abgeguckt. Enda Kenny ist
auf europäischer Ebene (im Parlament in Straßburg) eng
mit der CDU verbunden). Zum Jubel gab es auch reich-
lich Anlass: Kein Staat dieser Größenordnung bekommt

unverhofft eine Summe von 13 Milliarden geschenkt,
zurück erstattet. Mit diese einmaligen  Staatsfete  soll-
ten aber sicher gleichzeitig auch die reichlich eingegan-
gen Verwendungsvorschläge etwas kanalisiert werden.
Denn zu viele Interessensgruppen hatten schon am Tag
Eins nach der Entscheidung der EU-Kommisarin Margre-
the Vestager Ihre Wunschlisten und Vorschläge unter-
breitet. Kommentatoren hatten richtigerweise darauf
hingewiesen, die Summe sei so hoch wie das Budget für
den gesamten irischen Gesundheitssektor.

Noch im Juli 2016
hatte es ganz an-
ders geklungen.
Da verkündeten
die Minister for Fi-

nance, Michael Noonan, und Minister for
Public Expenditure Paschal Donohoe, daß die
guten Wachstumszahlen keine Auswirkun-
gen auf den neuen Haushalt haben könnten.
Man habe lediglich 850 Millionen für neue
Aufgaben zur Verfügung. Das war am
13.7.2016. Und nun?

Wir schreiben den 30./31.August 2016:

Steuerpraktiken von Apple in Irland: EU
verknackt Apple zu 13 Milliarden Euro Steu-
er-Nachzahlungen an den irischen Staat
Apple hat in Irland unrechtmässige Steuerver-
günstigungen erhalten. Nach dreijährigen Ermitt-
lungen der EU-Kommission platzte am 30. August
die Bombe: Apple in Irland soll bis zu 13 Milliar-
den Euro an Steuern nachzahlen. Die Summe er-
gebe sich aus den Jahren 2003 bis 2014 samt Zin-
sen. Die Iren müssten die rechtswidrigen Beihilfen

nun zurückfordern. Doch der Wille dazu fehlt. Die
Kommissionsentscheidung wird jetzt wohl auf ab-
sehbare Zeit die Gerichte beschäftigen.

EU: „Eine klare Botschaft“
Die zuständige EU-Wettbewerbskommissarin
Margrethe Vestager erklärte dazu: „Die Kommis-
sion gelangte bei ihrer Prüfung zu dem Schluss,

EU-Kommissarin Margrethe Vestager

dass Irland Apple unzulässige Steuervergünsti-
gungen gewährt hat, aufgrund derer Apple über
viele Jahre erheblich weniger Steuern zahlen
musste als andere Unternehmen.“ Die Entschei-
dung solle „eine klare Botschaft“ senden, dass
Staaten einzelne Unternehmen nicht bevorzugen
dürften.
Nach den EU-Beihilfevorschriften sind gezielte
Steuervorteile für einzelne Unternehmen unzu-
lässig. Die Brüsseler Behörde hatte seit 2014 die
Steuervereinbarungen Irlands mit dem US-Unter-
nehmen genau unter die Lupe genommen. Die
EU-Kommission erklärte nun, Irland habe Apple
dies Steuervergünstigungen gewährt, um den
Konzern als Arbeitgeber zu gewinnen. Das ist aus
Sicht der Brüsseler Behörde eine wettbewerbs-
widrige Beihilfe. Die Kommission argumentiert,
als Folge der Vereinbarungen in Irland habe der
Konzern auf die Gewinne der Handelstochter
Apple Sales International einen effektiven Kör-
perschaftsteuersatz gezahlt, der von einem Pro-
zent im Jahr 2003 auf 0,005% im Jahr 2014 ge-
sunken sei. Apple Sales International ist der offi-
zielle Verkäufer von Apple-Geräten, die aus Asi-
en eingeführt werden. Der Standardsatz der Kör-

… or not to pay –
that is the question.
(Shakespeare, Hamlet)
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perschaftssteuer in Irland beträgt 12,5% – we-
gen seiner Niedrigkeit eh in der EU höchst um-
stritten.
Bei zwei Apple-Tochterfirmen seien, so die EU-
Kommission, Steuerdeals zur Anwendung ge-
kommen, „die nicht der wirtschaftlichen Realität
entsprachen.“ Bei der Berechnung der steuer-
pflichtigen Gewinne seien fast alle im Verkaufs-
bereich erwirtschafteten Gewinne intern einem
‘Verwaltungssitz’ zugewiesen worden. Die Prü-
fung der Kommission habe jedoch ergeben, dass
diese ‘Verwaltungssitze’ nur auf dem Papier be-
standen hätten und keine Steuern bezahlten.

Finanzminister Michael Noonan

Irische Regierung: „Keine Steuervorteile“
„Irland hat Apple keine Steuervorteile gewährt“,
widersprach die irische Regierung in einer in Du-

blin veröffent-
lichten Stellung-
nahme. Sämtli-
che fälligen
Steuern seien
bezahlt worden
und es habe kei-
ne unerlaubten
staatlichen Bei-
hilfen gegeben.
Der Bescheid
der Brüsseler Be-
hörde werde
nun im Detail
geprüft werden,
um einen ge-
richtlichen Ein-
spruch vorzube-
reiten. „Es ist
nicht ange-
bracht, dass EU-

Beihilfevorschriften in dieser beispiellosen Art und
Weise genutzt werden“, kritisierten die Iren. Steu-
ern seien Sache der einzelnen EU-Staaten.

Finanzminister Michael Noonan sagte: „Ich bin
grundsätzlich anderer Meinung als die Kommis-
sion.“ Deren Entscheidung lasse ihm nur die
Option, im Kabinett Zustimmung für einen Ein-
spruch einzuholen. „Das ist notwendig, um die
Integrität unser Steuersystems zu verteidigen; um
Steuersicherheit für Unternehmen zu bieten; und
um die Einmischung von EU-Regeln für Staats-
hilfen in die souveräne Steuerkompetenz der Mit-
gliedsstaaten zurückzuweisen.“
Auch Apple will sich gegen die drohende Steu-
ernachzahlung wehren: „Wir werden in Berufung
gehen und sind zuversichtlich, dass die Entschei-
dung gekippt wird“, hiess es in einer ersten Re-
aktion des Internet-Konzerns. „Apple befolgt das
Gesetz und zahlt alle fälligen Steuern, wo auch
immer wir aktiv sind.“ Die EU-Kommission setze
sich mit ihrer Entscheidung über Irlands Steuer-
gesetze und das internationale Steuersystem hin-
weg, kritisierte Apple. Das Brüsseler Vorgehen
werde dem Investitionsklima  und der Schaffung
von Arbeitsplätzen in Europa tiefgreifend scha-
den.
Aber kann Irland so mir nix dir nix auf 13 Milliar-
den  Steuernachzahlung verzichten? Und was

wird ein gerichtliches Vorgehen dagegen kosten?
Was wird die irische Öffentlichkeit dazu sagen?
Immerhin ensprechen 13 Milliarden Euro in etwa
dem Jahresbudget des irischen Gesundheitswe-
sens.
Die Opposition in Irland ist bereits in Stellung
gegangen. Paul Murphy, TD für die Anti-Austeri-
ty Alliance, sagte, allein der Gedanke, sich ange-
sichts einer Obdachlosenkrise mit Steuergeldern
gegen die Rückzahlung von 13 Milliarden Steu-
ern zu wehren, sei „Übelkeit erregend.“ Und Sinn
Féins Pearse Doherty meinte trocken: „Irlands Ruf
ist bereits geschädigt. Den Prozess noch zu ver-
längern, wird daran nichts ändern.“ Er forderte
eine öffentliche Untersuchung der, wie er es
nannte, „illegalen Staatshilfen an Apple.“
Die Regierung verweigerte jeglichen Kommen-
tar dazu, welche Kosten ein gerichtlicher Ein-
spruch verursachen könne. Aber vor der Som-
merpause hatte Finanzminister Noonan auf An-
frage im Dáil die bisherigen Kosten für die Ver-
teidigung der irischen Position mit 667 000 Euro
beziffert.

Apple inside
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Die Frage der Apple-Steuernachzahlung
könnte auch die Minderheitenregierung von
Enda Kenny ins Schleudern bringen. Der der
Independent Alliance angehörige Staatssek-
retär John Halligan beispielweise schien von
der Regierungslinie abzuweichen. Er sagte,
die ausstehenden Steuern sollten für die Re-
peratrur des Gesundheitssystems und den
sozialen Wohnungsbau verwendet werden.

Apple – seit 1980 in Irland
Apple lässt einen erheblichen Teil des weltwei-
ten Konzerngeschäfts über Tochterunternehmen
in Irland laufen. Eines der irischen Tochterunter-
nehmen verwaltet bereits besteuerte Konzernge-
winne. Eine andere der Töchter ist dafür zustän-
dig, Geräte aus Asien zum Verkauf in Europa
umzuschlagen. Ausserdem übernehmen irische
Apple-Firmen einen Teil der Entwicklungskosten.
Dafür bekommen sie Rechte an intellektuellem
Eigentum übertragen – und entsprechend wird
dorthin auch ein Teil der Gewinne abgeführt. Die-
se Struktur mit Töchtern in Irland gibt es schon
seit 1980. Allein in Cork in seinem ‘Europäischen
Hauptquartier“ beschäftigt Apple 5000 Mitarbei-
ter.
Die EU-Kommission ermittelt nur gegen Irland,
aber letztlich wird Apple zur Kasse gebeten, um
den für eine illegale Beihilfe erklärten Betrag zu-
rückzuzahlen. Die geforderte Nachzahlung kön-
ne reduziert werden, so die EU, wenn andere
Länder höhere Steuern von dem Unternehmen
einfordern.

EU v. Corporate America
Kritik kam auch aus den USA. Obwohl die eigent-
lich den Stein ins Rollen  gebracht hatten, als im
US-Senat 2013 Irland als ‘Steuerparadies’  quasi
angeklagt wurde, Apple zu erlauben, Amerika
Steuern in Milliarden vorzuenthalten. Jetzt heisst
es plötzlich, die EU laufe Gefahr, eine „supra-
nationale Steuerbehörde“ zu werden, so das US-
Finanzministerium, die sich über nationale Steu-
ergesetze hinwegsetze.
Der Konflikt zwischen der EU-Kommission, Irland
und Apple ist ein Kräftemessen, in dem es

letztendlich darum geht, wer in der Welt regiert
– gewählte Regierungen oder international ope-
rierende Konzerne? Individuelle Regierungen tun
sich schwer damit, ihre Steuergesetze gegen
Multinationals zur Anwendung zu bringen, vor
allem wo es um grenzüberschreitende Dioenst-
leistungen und Gewinne aus intellektiuellem Ei-
gentum geht.
Im Fall von Apple werden 90% der nicht in Ame-
rika erzielten Profite durch Irland kanalisiert – und
von dort in Tochterfirmen, die keine Steuerresi-
denz ausweisen. Gleichzeitig kann sich kaum eine
Regierung leisten, nicht mit Apple zusammenzu-
arbeiten, angesichts der Marktstärke des Kon-
zerns. Insofern geht es bei dem Streit nur vorder-
gründig um Steuernachzahlungen – in Wirklich-
keit ist es ein Kräftemessen zwischen der Macht
des Staates und der Macht eines multinationalen
Konzerns.

Und die dänische Wettbewerbskommissarin hat
bereits angedeutet, dass Apple nicht das Ende
der Fahnenstange ist – sie hat bereits Google auf
dem Radar. Was den Wirtschaftsnobelpreisträger
Joseph Stiglitz zu dem Kommentar ermunterte,
dass die EU den grossen Firmen den Fehdehand-
schuh zugeworfen habe: „Wir kriegen euch.“

Eberhard Bort

Fragen der Redaktion:
# 1 Beim DFB, bei der FIAF und sogar bei der
Lichtgestalt Beckenbauer haben „sie“ (endlich)
reagiert, Büroräume, Häuser durchsucht und al-
les beschlagnahmt. Wann endlich machen „sie“
Razzia bei Apple, Google, Amazon und denen
allen – und bei der irischen Regierung?
Klar: und an vielen anderen Stellen auch …
# 2 Wann in der letzten Wochen haben Sie und
Du, geneigter Leser, zum letzten Mal darüber
gelesen? Unglaublich, wie erfolgreich man alles
wieder unter den Tisch kehren kann – durch
Nichterwähnen …
# 3 Unglaublich aber ebenso, dass diese 13 Mil-
liarden Euro schon jetzt keinen mehr zu interes-
sieren scheinen …

Irish government will appeal EU ruling that
Apple owes it $14.5 billion in taxes
September 02, 2016, 11:59 AM

Take your 13 billion and…
That was the de facto message from the Irish go-
vernment to the European Commission today after
the cabinet agreed to appeal the Commission’s ru-
ling that technology giant Apple owes the Irish tax-
payer €13bn, or roughly $14.5 billion – plus accru-
ed interest.
The decision, according to an RTE report, was ta-
ken after a half-hour cabinet meeting „that hea-
ded off the danger of a rift.“

13.000.000.000

Irish Finance Minister Michael Noonan and the Minis-
ter for Public Expenditure and Reform, Paschal Dono-
hoe, speaking to reporters after the special cabinet
meeting at Government Buildings in Dublin
© earRollingNews.ie
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